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Ausgestaltung des strafrechtlichen Lebensschutzes am Lebensende. 

Abteilung Strafrecht: Aus den Referaten und Diskussionen am Mitt-

woch. 

 

Erfurt, 16.09.2026 – Der Mittwochnachmittag beginnt mit dem Refe-

rat der Medizinethikerin Prof. Dr. med. Bettina Schöne-Seifert. Sie er-

gänzt das zuvor besprochene Spannungsfeld zwischen Autonomie und 

Lebensschutz um ein zweites – zwischen gegenwärtiger und früherer 

Autonomie: Bei Demenzverfügungen könne die noch freiverantwortlich 

getroffene Entscheidung für einen tödlichen Behandlungsabbruch zur 

„Tyrannei einer entfremdeten Anweisung werden“, wenn sie im Wider-

spruch zum gegenwärtigen Willen eines äußerlich zufrieden wirkenden 

Menschen mit fortgeschrittener Demenz steht. Schöne-Seifert wider-

spricht hier dem Ergebnis der Gutachterin Grünewald, dass dem natür-

lichen Lebenswillen der dementen Person der Vorrang zu gewähren 

sei: Stattdessen müsse der freiverantwortlich verfügte Behandlungs-

verzicht auch in diesen Fällen Vorrang genießen – auch dann, wenn die 

Verfügung in der irrigen Erwartung eines leidvollen Zustands getroffen 

worden sei. 

 

Anschließend geht sie auf Fragen des assistierten Suizids ein und be-

tont, dass die Position des Bundesverfassungsgerichts keine Missbilli-

gung des Suizidentschlusses zulasse – es sei deshalb der Tendenz von 

Suizidkritikern entgegenzuwirken, die Hürden der Freiverantwortlich-

keit unzumutbar hoch anzusetzen. Zur Strafbarkeit der Tötung auf Ver-

langen führt sie aus, die letzten Millimeter bis zum Tod könnten bei 

sonst gleichen Rahmenbedingungen zwar schwerlich von normativer 

Bedeutung sein, dennoch sei das Verbot der Tötung auf Verlangen nicht 

ohne Not anzutasten: Nur wo ein eigenhändiger Suizid nicht oder nicht 
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zumutbar möglich sei oder zu scheitern drohe, sei eine Entkriminalisie-

rung zur Sicherung des Grundrechts auf selbstbestimmtes Sterben al-

ternativlos. 

 

Demgegenüber plädiert die Präsidentin der Caritas, Eva Maria Wels-

kop-Deffaa, für einen umfassenden präventiven Ansatz, den sie durch 

die Position des Bundesverfassungsgerichts als gedeckt ansieht. Der 

Staat habe die „Aufgabe, die Freiheit jedes Einzelnen zu schützen, wei-

terleben zu wollen und auch zu dürfen“. Bei der Suizidprävention sei 

auf Methodenrestriktion zurückzugreifen, also auf Maßnahmen, die 

den Zugang zu (potentiell) „todbringenden“ Mitteln erschweren. Dies 

umfasse beispielsweise eine Regulierung von Packungsgrößen im Arz-

neimittelbereich und Sicherung von Suizid-Hotspots wie Bahnübergän-

gen und Brücken. Sie betont, dass an die Feststellung der Freiverant-

wortlichkeit hohe Anforderungen wie Wartefristen und mehrfache, 

auch fachärztliche Beratungsgespräche zu stellen seien. In der Ver-

tragsgestaltung von Anbietern von Suizidassistenzen dürften ökonomi-

sche Anreize, beispielsweise Rabatte für „Doppel-Assistenz“ bei einem 

gemeinsamen Suizid von Ehepartnern, keine Rolle spielen und seien als 

sittenwidrig auszulegen. 

 

Die anschließende Diskussion eröffnet Prof. Dr. Anette Grünewald mit 

einer kurzen Einführung in ihr Gutachten, in der sie ihren Appell an 

den Gesetzgeber, verbindliche rechtliche Rahmenbedingungen für die 

Sterbehilfe sowie für die Suizidassistenz zu schaffen, unterstreicht. Die-

se sollten ihrer Empfehlung nach außerhalb des Strafrechts verortet 

sein und die Einführung eines verfahrensrechtlichen Schutzkonzeptes 

mit umfassender Beratung und Dokumentation, Begutachtung durch 

einen Facharzt sowie weiteren Kontrollinstrumenten beinhalten. Sol-

che Regelungen dürften, so die Gutachterin weiter, nach der Entschei-

dung des BVerfG vom 26. Februar 2020 nicht beschränkt werden – dies 
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gelte im Gegensatz zu Vorschriften anderer europäischer Länder, die 

bestimmte Leidens- und Krankheitsbilder voraussetzten. Entscheiden-

des Kriterium bilde hier schließlich die Freiverantwortlichkeit der Sui-

zidentscheidung. Bei Minderjährigen sei dies mit Ausnahme weniger 

Extremfälle ausgeschlossen. 

 

Zu alledem konträr positioniert sich RiOLG Dr. Konstantin Kuchenbau-

er: „Die Existenz eines Naturrechts kann nicht ernsthaft bestritten 

werden.“ Das sei zwar vage, aber durch Christentum und Aufklärung 

konkretisiert: „Beide lehnen den Selbstmord ab“. Der emeritierte Straf-

rechtler und Kriminologe Prof. Dr. Heinz Schöch dagegen begrüßt die 

richterrechtlichen Fortschritte im Bereich der indirekten Sterbehilfe, 

der Suizidassistenz und des Behandlungsabbruchs. Dass dies auch dem 

Lebensschutz dienen könne, zeige eine Zahl aus der Schweiz: „86 % 

derer, die grünes Licht für ihre Suizidentscheidung bekamen, haben 

davon nicht Gebrauch gemacht“: Schon das Bestehen dieser Option ha-

be eine beruhigende Wirkung. Zuletzt warnte Prof. Dr. Gunnar Duttge 

vor zu schneller Zufriedenheit mit gesetzgeberischem Handeln: Eine 

Vergesetzlichung sei nicht um ihrer selbst, sondern nur um einer an-

gemessenen Regulierung willen wünschenswert. Dazu dürften auch 

Regeln für Justizvollzugsanstalten sowie das Selbstbestimmungsrecht 

der betroffenen Ärzte und Pfleger nicht vergessen werden. 

 

Die Diskussionen werden am 17.09.2026 fortgesetzt. 


